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3. O k t o b e r : Der deutsche Bundes­
präsident proklamiert in Berlin die 
Wiedervereinigung Deutschlands Da­
mit wird ein Jahr nach dem politi­
schen Umbruch in der DDR die nach 
dem Zweiten Weltkrieg entstandene 
Teilung Deutschlands in die westlich 
orientierte BRD und die kommunisti­
sche DDR rückgängig gemacht 

A u s l a n d 

8 O k t o b e r : Großbritannien tritt dem 
Europäischen Währungssystem 
(EMS) bei Die englische Währung 
bindet sich in einer Bandbreite von 
6% an die DM, derzeit die Leitwährung 
des EMS Grundsätzlich sollte für alle 
teilnehmenden Währungen eine enge­
re Bandbreite von 2,25% gelten 

9. O k t o b e r : Auf dem Spotmarkt in 
Rotterdam zahlt man mit 40,85 $ je 
Barrel den bisher höchsten Preis für 
Rohöl der Marke Brent 

1 1 . , 12 O k t o b e r : Die am 4 Gipfel­
treffen der „Gruppe von Rio" in Cara­
cas beteiligten Länder Argentinien, 
Brasilien, Chile, Ecuador, Kolumbien, 
Mexiko, Urugay, Venezuela und Peru 
wollen einen eigenen Integrations­
raum in Form einer panamerikani­
schen Freihandelszone schaffen 

16 O k t o b e r : Der Nobelpreis für 
Wirtschaftswissenschaften geht 1990 
an Harry Markowitz, Merton Miller und 
William Sharpe aus den USA für ihre 
Arbeiten zur Theorie der Finanzöko­
nomie und Unternehmensfinanzie­
rung 

23 O k t o b e i : Die Blockade der UNO 
hat Versorgungsengpässe im Irak zur 

Die Weltwirtschaft steht unter dem 

Einfluß der Golfkrise. Am 15, Jänner 

läuft das UNO-Ultimatum an den Irak 

zum Abzug aus Kuwait ab, Ein vom 

Sicherheitsrat gebi l l igter mil i tär ischer 

Einsatz internat ionaler Strei tkräf te 

wird vorberei tet Trotz dieser 

Rahmenbedingungen f iel der 

Erdölpreis vor Jahresende auf unter 

30 $. Die KSZE-Konferenz in Paris 

beschl ießt ein Bekenntnis der west-

und osteuropäischen Staaten zu 

Demokratie und Marktwirtschaft . 

Dennoch droht der Zerfall in ein 

reiches und ein armes Europa, Die 

Ressourcenknappheit in den ehemals 

kommunist ischen Ländern wird die 

wir tschaft l iche Solidari tät Europas in 

den nächsten Monaten auf die Probe 

stellen.. Die EG hat ein Hilfspaket für 

die UdSSR verabschiedet, Sie forciert 

ihre künft ige Entwicklung zu einer 

pol i t ischen Union, Der Abschluß der 

8 Welthandelsrunde des GATT 

scheitert , weitere Verhandlungen sind 

erforderl ich, 

Folge und erfordert eine Rationierung 
von Benzin wegen des Mangels an 
Chemikalien in den Raffinerien. Nah­
rungsmittel wurden bereits Anfang 
September rationiert. 

28. O k t o b e r : Anläßlich eines infor­
mellen Gipfeltreffens beschließen die 
Staats- und Regierungschefs der EG-
Länder in Rom, im Jänner 1994 mit 
der Gründung einer europäischen 
Zentralbank die zweite Stufe der Wirt­
schafts- und Währungsunion in An­
griff zu nehmen. 

29. O k t o b e r : Eine weitere Aufforde­
rung des UNO-Sicherheitsrates an 
den Irak, sich aus Kuwait zurückzu­
ziehen, sowie die Forderung nach Re­
parationszahlungen an die durch die 
Annexion geschädigten Länder wer­

den in der UNO-Resolution Nr. 674 
festgehalten. 

2. N o v e m b e r : Die Deutsche Bun­
desbank hebt den seit Oktober 1989 
mit 8% fixierten Lombardsatz auf 8,5% 
an. 

13. N o v e m b e r : Die Notenbankpräsi­
denten der EG-Länder« einigen sich 
auf den Entwurf eines Statuts für die 
EG-Zentralbank:.Die Zentralbank ver­
pflichtet sich, die Preisstabilität in der 
EG zu verteidigen, sie muß von politi­
schen Einflüssen unabhängig sein, 
ihre Verantwortung für die Geldpolitik 
ist unteilbar, sie darf staatliche Defizi­
te nicht über eine Ausweitung der 
Geldmenge finanzieren. 

2 1 . N o v e m b e r : Anläßlich des zwei­
ten Gipfeltreffens der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeiten 
Europa (KSZE) bekennen sich die 
34 KSZE-Mitglieder in der „Charta 
von Paris für ein neues Europa" zu 
Demokratie, Freiheit und Marktwirt­
schaft. 

22. N o v e m b e r : Margaret Thatcher 
tritt nach über elf Jahren als Premier­
minister Großbritanniens zurück. Die 
konservative Politikerin prägte einen 
politischen Stil, der als „Thatcheris-
mus" ihre Deregulierungs- und Priva­
tisierungsbemühungen umschreibt 

28. N o v e m b e r : Die Weltbank stellt in 
einem Fonds für Umweltschutzpro-
jekte ab Mitte 1991 1 Mrd. $ zur Ver­
fügung. Diese „Global Environmental 
Facility" soll im Kampf gegen den 
„Treibhauseffekt" und das „Ozon­
loch", zum Schutz des Regenwatdes 
und zur Eindämmung der Abfallver-
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Senkung in den Weltmeeren einge­
setzt werden 

29. November: Der UNO-Sicher­
heitsrat bevoilmächtigt die Mitglied­
staaten, sol l te der Irak Kuwait nicht 
bis zum 15 Jänner 1991 verlassen 
„alle notwendigen Mittel einzusetzen", 
um den bedingungslosen Abzug des 
Irak aus Kuwait durchzusetzen (Reso­
lution Nr 678) Die UNO billigt damit 
erstmals den Einsatz von Militär 

6 D e z e m b c i : Saddam Hussein kün­
digt an, die im Irak festgehaltenen 
Ausländer noch vor Weihnachten frei­
zulassen Der Preis von Rohöl der 
Marke Brent sinkt auf 27,70 $ je Bar­
re! 

/ . D e z e m b e r : In Brüssel scheitern 
die GATT-Verhandlungen auf Minister­
ebene Vor allem in den Gesprächen 
zwischen der EG und Drittländern zu 
agrarpolitischen Themen fehlte es an 
der Bereitschaft zu Zugeständnissen 
Die Verhandlungen der 8. Weithan­
delsrunde werden nun in Genf auf Be­
amtenebene weitergeführt 

15. Dezember: Die Staats- und Re­
gierungschefs der EG eröffnen die 
Regierungskonferenzen zur politi­
schen Union und zur Wirtschafts- und 
Währungsunion in diesen Konferen­
zen werden Ergänzungen zu den Rö­
mer Verträgen erarbeitet, die 1992 ra­
tifiziert werden sollen Die UdSSR er­
hält von der EG Nahrungsmitteihilfe 
von 250 Mill ECU und mittelfristige 
Kredite von 500 Mill ECU 

Östei re ich 

9 O k t o h e i : Der Verfassungsge-
richtshof hebt den § 2 Abs 1 des 
Bundesgesetzes von 9 Juli 1958 über 

die Ladenöffnungszeiten an Werkta­
gen (Öffungszeitengesetz, BGBl, 156/ 
1958 i. d. F. BGBl. 633a/1989) als ver­
fassungswidrig mit 30. Juni 1991 auf. 
Die von einigen Gewerbetreibenden 
angefochtene gesetzliche Regelung 
„begrenzt die zulässigen Öffnungs-

Mit seinem Entscheid über die 

Ladenöffnungszeiten forc ier t der 

Verfassungsgerichtshof eine 

Liberal isierung des Handels,. Einen 

weiteren wir tschaftspol i t ischen 

Eingriff durch das Höchstgericht 

bedeutet die Aufhebung des 

unterschiedl ichen Pensionsalters von 

Männern und Frauen, Sie wird Anlaß 

zu grundlegenden Reformen im 

Pensionswesen sein, In den 

Koali t ionsverhandlungen einigen sich 

SPÖ und ÖVP zu Fragen der 

Steuerreform, der Ausgliederung der 

ÖBB aus dem Budget sowie des 

Karenzgeldersatzes für Mütter, die 

keinen Anspruch auf 

KarenzurlaubsgeEd haben,, 2Vi Monate 

nach den Wahlen wird die neue 

Bundesregierung angelobt. 

Zeiten von Verkaufseinrichtungen, be­
schränkt damit die Möglichkeit der 
Erwerbsausübung und greift daher in 
das verfassungsgeschützte Recht auf 
Erwerbsfreiheit ein", so die Argumen­
tation der Höchstrichter! 

1 . N o v e m b e r : Die Kollektiwertrags-
löhne der Arbeiter der Metallindustrie 
werden um 8%, die Ist-Löhne um 6,3% 
angehoben. Die Lohnvereinbarungen 
zwischen den Arbeitnehmern und der 
Gewerkschaft Metall-Bergbau-Ener­
gie sehen überdies vor, daß Stunden­
löhne unter 74,85 S (monatlich 
12.500 S) um zusätzlich 1S erhöht 
werden. 

Die Kollektiwertragsgehälter der In­
dustrieangestellten steigen nach 
Branchen unterschiedlich um 6,5% bis 
9%, die Ist-Gehälter um 6% bis 6,3%. 

Damit liegt das Mindestgrundgehatt in 
allen Branchen über 10.000 S. 
Angestellte der Elektrizitätswerke er­
halten um 6,3% höhere Ist-Gehälter, 
die Mindestgehälter werden im 
Durchschnitt um 8% angehoben. 

14. N o v e m b e r : Wegen des Stopps 
der Bauarbeiten am Donaukraftwerk 
Nagymaros zahlt der ungarische Ver­
tragspartner Oviber an die österrei­
chische Donaukraftwerke AG Scha­
denersatz von 2,65 Mrd. S. 

D e z e m b e r : Das Budgetüberschrei­
tungsgesetz sieht Ausgaben von 
7 Mrd. S vor; sie werden durch 
1,7 Mrd. S an Mehreinnahmen, 
4,3 Mrd. S an Entnahmen aus Rückla­
gen und 1,9 Mrd. S an Ausgabenrück­
stellungen finanziert. 

5. D e z e m b e r : Präsident Ing. Rudolf 
Sallinger übergibt nach 26 Jahren die 
Leitung der Bundeswirtschaftskam­
mer an Leopold Maderthaner. 

6. D e z e m b e r : Die Regelung eines 
unterschiedlichen Pensionsantrittsal­
ters von Männern und Frauen wird 
vom Verfassungsgerichtshof als ver­
fassungswidrig . aufgehoben. Laut 
Ar t , / : Abs. 1 Bundesverfassungsge­
setz — dem Gleichheitsgrundsatz — 
sind alle Bundesbürger vor dem Ge­
setz gleich. Vorrechte nach dem Ge­
schlecht sind demnach ausgeschlos­
sen, sofern keine sachliche Rechtfer­
tigung für die geschlechtsspezifische 
Unterscheidung vorliegt. Die Aufhe­
bung tritt am 30. November 1991 in 
Kraft. 

17. D e z e m b e r : 2& Monate nach den 
Wahlen vom 7. Oktober wird das Koa­
litionsabkommen zwischen SPÖ und 
ÖVP unterzeichnet und das dritte Ka­
binett Vranitzky vom Bundespräsiden­
ten angelobt. 

Abgeschlossen am 31. Dezember 1990. 
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